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tho und Swaziland dazu; sie waren 
praktisch »captive markets« 66 des 
dominanten Südafrika.  In der Zoll-
union herrschten Freihandel und 
freier Transit durch die Gebiete der 
Mitglieder.  Dazu gab es eine For-
mel, nach der die Zolleinnahmen 
unter den Mitgliedern verteilt wer-
den sollten. Bis 1969 erhielten Bots-
wana, Lesotho und Swaziland 1,31% 
der Zolleinnahmen, Südafrika aber 
98,69%. Dies blieb auch nach 1965 
so, obwohl damals der Importanteil 
der drei kleinen Länder schon 4,1% 
der SACU Importe ausmachte. 

Erst nach der Unabhängigkeit von 
Botswana, Lesotho und Swaziland 
wurde 1969 ein neues Abkommen 
der Zollunion geschlossen. Südafrika 
sammelte alle Zolleinnahmen ein 
und verteilte sie dann nach jewei-
ligen Importanteilen, multipliziert 
mit einem Faktor von 1,42. Als Kom-
pensation für die Aushändigung ihrer 
Handelspolitik an Südafrika haben 
die anderen Mitglieder der Zollu-
nion höhere Zahlungen aus dem Zol-
leinnahmen-Pool erhalten als ihnen 
vom Handelsvolumen eigentlich zu-
stand. 67 Ab 1977 wurde zwecks Sta-
bilisierung der Staatseinnahmen die 

Verteilung der Zölle noch einmal an-
gepaßt. Die BLNS erhielten nun ein 
Minimum von 17% der durchschnitt-
lichen Zolleinnahmen der SACU.  Es 
flossen auch alle indirekten Waren- 
und Verbrauchersteuern (excise du-
ties) mit Ausnahme von Steuern auf 
Alkohol und Bier in den Einnahmen-
Pool der SACU.  In anderen Zolluni-
onen bleiben diese Einnahmen in 
der Steuerhoheit der einzelnen Mit-
gliedsländer.

In der Zeit 1969–2002 wurden die 
externen Tarife der SACU einseitig 
von Südafrika bestimmt.  Aufgrund 

Abb. 1	 EPA-Zonen in Afrika. Vgl. auch Tab. 7, Seite 20
			   Quelle: Trade traps. Ochieng, C., Sharman, T. Johannesburg/London 2004

66 Abhängige Märk-
te. Das Gesetz zur 

Gründung der Union 
enthielt eine Klausel, 
nach der die drei bri-
tischen Kronprotekto-
rate einmal Bestand-

teile der Union sein 
würden, vorausgesetzt 
die lokale Bevölkerung 

der Kronprotektorate 
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Ref.: 1980, Datum 

1.12.1969
68 UNCTAD  
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Value chains – Verwertungsketten
Unter dem Einfluß der Globalisierung beginnt ein »value-chain« Machtspiel: entweder begibt sich ein Land als Rohstofflieferant 
in die Verwertungskette eines globalen Akteurs oder es läßt seine Konzerne selber zu globalen Akteuren werden und ordnet die 
benachbarten Produzenten in die eigene Verwertungskette ein. Diese globalen Verwertungsketten haben interne Hierarchien, 
was man daran ablesen kann, wer die Profite macht. Die Preise, die man Rohstofflieferanten und primären Warenproduzenten 
zahlt, haben kaum noch Bezug zu den Preisen, die letztendlich die Konsumenten bezahlen.

Das kann am bekannten Beispiel von Kaffee deutlich gemacht werden: Anfang der 1990er haben die Kaffee produzierenden 
Länder zwischen 10–12 Milliarden US-Dollar an ihren Kaffee-Exporten verdient (exports free on board), während der Wert der 
Verkäufe der Einzelhändler etwa 30 Mrd. US $ betrug. Zehn Jahre später beträgt der Wert der Verkäufe des Einzelhandels etwa 
70 Mrd. US$, während die Kaffeeproduzenten nur noch etwa 5,5 Mrd. US$ erhalten. Die Weltmarktpreise für Kaffee sind von 
120 US cents / Pfund Anfang der 1980er Jahre auf etwa 55 US cents gefallen; in realen Preisen wurde die Talsohle wohl 2002 
erreicht. Es gibt etwa 125 Millionen Menschen im Süden der Welt, die sich ihren Lebensunterhalt mit der Produktion von Kaffee 
verdienen. Die Wirkung eines derartigen Preisverfalls, wie er für Rohstoffe typisch ist, war natürlich in sozialer Hinsicht verhee-
rend. Die Rohstoffproduzenten verarmen und sozial und wirtschaftlich mehr und mehr ausgeschlossen. Sieht man sich jetzt die 
Verwertungskette des Kaffeemarktes an, ergibt sich folgende Hierarchie: Ganz unten sind die Bauern, die den Kaffee anbauen 
und ernten. Die Bauern leben verstreut und mit der Zerstörung von zentralen (staatlichen oder kooperativen) Vermarktungs
agenturen ist die Kapazität der Bauern reduziert, ihren Anteil an der Verwertungskette zu erhöhen. Mehr als die Bauern erhal-
ten die Agenten, die von ihnen den Kaffee aufkaufen, transportieren, lagern und exportieren. Am Ende der Verwertungskette 
gibt es drei Kraftzentren: die Importeure, die Röster und die Einzelhändler. Diese drei bekämpfen sich, solange es um die Ver-
teilung ihrer Anteile in der Wertkette geht; aber sie verbünden sich miteinander, um die Ansprüche der Bauern und Agenten aus 
dem Exportland zu minimieren. Die UNCTAD schreibt: »Für viele Firmen sind jetzt Produktionsverträge, Netzwerke und andere 
Mechanismen zur Koordination von Bauern, Handelsagenten, Verarbeitern und Einzelhändlern von entscheidender Bedeutung, 
um die Verwertungs- und Vermarktungskette kontrollieren zu können. Das ersetzt jetzt die Direktinvestitionen. Wirkliche Pro-
fite in der Warenkette werden von denen gemacht, die die Schaltstellen in der Kette kontrollieren, die etablierte Markennamen 
oder Platz in den Supermärkten haben. Afrikanische Produzenten müssen sich jetzt in diese Ketten und Netzwerke begeben, um 
Zugang zu den Märkten der OECD zu bekommen.« 68

Stevens berichtet von dem Inhalt eines »Non-Papers« der EU-Kommission, in dem als Verhandlungspartner AKP-Regionen 
mit einer hohen Rate an wirtschaftlicher Integration gewünscht werden. Die EU wünscht, dass Verhandlungen konstant mit je 
einer Ländergruppe und mit einem einzigen Abkommen als Ergebnis geführt werden. Die Ländergruppe sollte vorzugsweise eine 
Zollunion sein oder ein etabliertes Freihandelsgebiet. 69 Dagegen sind regionale Integrationsinitiativen ohne bindende Abkom-
men als Grundlage oder ohne effektive Implementierungskraft von äußerst geringem Interesse. Es ist für die EU kein Hinde-
rungsgrund, mit einer Zollunion zu verhandeln, die ein Mitglied hat, das nicht zur AKP-Gruppe gehört. Das EPA wird dann eben 
für das Nicht-AKP Mitglied nicht gültig sein. COMESA hat z.B. das nicht AKP Land Ägypten als Mitglied, SADC hat das Nicht-AKP 
Land Südafrika zum Mitglied. Die Folge einer solchen Komplikation wird natürlich Handelsumlenkung sein (trade diversion). Das 
ist besonders dann der Fall, wenn die EU ohnehin schon Handelsabkommen mit den Nicht-AKP-Ländern wie Ägypten und Südaf-
rika geschlossen hat. Neoklassische Modelle werden also bevorzugt. Produktive Direktinvestionen nach Abschluß des Freihan-
delsabkommens sind eher unwahrscheinlich, da es den europäischen Konzernen nur noch um die Kontrolle der Verwertungsket-
ten geht, in denen sich einzelne Regierungen wie die Südafrikas als »intermediaries« anbieten.

Tab. 9  Afrikahandel und Intra-Handel ausgewählter afrikanischer Handelsgruppen

Wert des Intra-Handels 	
in Millionen US$

Anteil des Intra-Handels am 	
Handel mit Rest Afrikas in % 

Intra-Handel der Gruppe als % 	
der Gesamtexporte der Gruppe

2000 2001 2002 2000 2001 2002 2000 2001 2002

COMESA 200 219 238 53,5 64,5 64,3 4,9 6,1 5,6

ECOWAS 2.885 2.802 2.987 73,4 75,2 75,3 9,7 9,9 11,1

SADC 4.380 3.652 3.954 79,6 72,6 72,7 11,7 10,3 8,8

UEMOA 744 761 826 47,4 51,3 51,4 13,1 13,9 12,6

Quelle: UNCTAD, Handbook of Statistics, United Nations, New York and Geneva 2003, Tabelle 1.4
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seiner Import substituierenden In-
dustriepolitik wollte Südafrika die 
Importe kontrollieren und neue In-
dustrien durch hohe Zölle schützen. 
In der Durchführung dieser Politik 
nahm Südafrika keine Rücksicht auf 
Entwicklungsinteressen der BLNS. 
Die BLNS-Länder hatten daher sub-
stantielle Mehrkosten durch die von 
Südafrika verursachte »trade diver-
sion«. 70 Aufgrund der von Südafrika 
allein gesetzten hohen Schutzzölle 
mußten die BLNS-Länder für ihre 
Importe aus Drittländern wesentlich 
mehr als die Weltmarktpreise zah-
len.  Versuche der BLNS, in Konkur-
renz mit südafrikanischen Firmen ei-
gene neue Industrien aufzubauen, 
scheiterten regelmäßig an nicht-
tariffären Barrieren Südafrikas.  Im-
porte aus Südafrika waren oft durch 
unfaire Konkurrenz und rücksichts-
lose Kampfpreise gegenüber natio-
nalen Produzenten gekennzeichnet. 
So ist nachvollziehbar, dass in den 
BLNS-Ländern kaum eine Industria-
lisierung stattfand.  Unter den Um-
ständen war es für sie rational, sich 
auf maximale Einkünfte aus dem ge-
meinsamen Zollaufkommen zu kon-
zentrieren 71.  Natürlich begünstigte 
dies den Aufstieg einer Rentier-
Klasse in den BLNS-Staaten und ze-
mentierte ihre manchmal gespannte 
Beziehung zur Herrschaftselite in 
Südafrika. 72 Zwischen 1980/1 und 
1989/90 erhielt Südafrika im Schnitt 
80,2% der Zolleinnahmen. Lesotho, 
Namibia und Swaziland benutzten 
die südafrikanische Währung und 
hatten deshalb auch dieselbe Infla-
tionsrate wie das dominante Süd-
afrika.  Ihre Zentralbanken hatten 

nicht die Vollmacht, eventuell auf-
tretende Budget-Defizite der Regie-
rungen durch Geld-Drucken zu behe-
ben. Nur Botswana hatte eine eigene 
Währung, den Pula, dessen Wert ge-
genüber dem südafrikanischen Rand 
anwuchs; da aber die Inflationsrate 
in Botswana niedriger als in Südaf-
rika lag, blieb der reale Wechselkurs 
nahezu konstant. Es ist charakteris-
tisch, dass die Initiative zur Grün-
dung der SADC 1980 von Botswana 
ausging.

Über eine grundlegende Reform der 
Zollunion konnte erst nach der De-
mokratisierung Südafrikas verhan-
delt werden.  Die BLNS wollten ein 
neues Abkommen, weil sie sich an 
dem südafrikanischen Monopol in 
handelspolitischen Entscheidungen 
stießen.  Auch das demokratische 
Südafrika wollte ein neues Abkom-
men, weil es die Formel, nach der 
die Zolleinnahmen unter den SACU 
Mitgliedern verteilt wurden, als zu 
günstig für die BLNS ansah.  Durch 
seine WTO-Mitgliedschaft war Südaf-
rika genötigt, seine hohen Zolltarife 
und viele Importrestriktionen abzu-
bauen.  Die folgende Tabelle zeigt, 
dass die Einnahmen der BLNS in der 
zweiten Hälfte der 90er Jahre bei-
nahe 50% der SACU Zolleinnahmen 
ausmachten (Tab. 10). 73 

Aus der Sicht Südafrikas stellte dies 
die Zukunftsfähigkeit der Zollunion 
grundsätzlich in Frage. Das neue Ab-
kommen der Zollunion SACU wurde 
erst im Oktober 2002 unterzeich-
net. 74 Verhandlungen eines neuen 
Abkommens zogen sich 8 Jahre lang 

hin. Das mag daher rühren, dass a) 
Südafrika seine alleinige Kontrolle 
über die Import-Tarifpolitik der 
SACU nicht einfach aufgeben wollte 
und b) die BLNS-Staaten ihre Anteile 
an den Zolleinnahmen nicht verrin-
gert sehen wollten.  Außerdem war 
c) Südafrika stark an den WTO-Ver-
handlungen beteiligt und handelte 
d) mit seinem wichtigsten externen 
Handelspartner – der Europäischen 
Union – ein Freihandelsabkommen 
aus, ohne die anderen SACU und 
SADC Mitglieder daran gleichberech-
tigt teilnehmen zu lassen. 75 Schließ-
lich war sich Südafrika e) über den 
Wert eines Fortbestehens der SACU 
so lange nicht im Klaren, wie es den 
Wert seiner Mitgliedschaft in der 
SADC seit 1994 nicht genau abschät-
zen konnte. Für die längste Zeit ihres 
Bestehens stand die SACU also für 
Marktabhängigkeit bzw.  eine ent-
sprechende wirtschaftliche Polari-
sierung der teilnehmenden Länder. 
Im SACU Abkommen gab es keine 
Vereinbarung über eine gemeinsame 
Entwicklungspolitik. Auch sonst gab 
es für die BLNS-Staaten viele Nach-
teile 76.  Von 1910-1994 zog Südaf-
rika den größten finanziellen Vorteil 
aus der SACU. Lesotho dagegen ge-
hört seit je zu den ärmsten Entwick-
lungsländern der Welt und ist immer 
noch stark auf die äußerst geringen 
Löhne seiner in Südafrika arbeiten-
den Migranten abhängig. 

Das SACU-Abkommen von 2002 
brachte den BLNS-Staaten politi-
sche Vorteile, da es gemeinsame 
Entscheidungsprozesse durch den 
SACU Zolltarifausschuß vorsieht, die 

Tab. 10  Verteilung der SACU Zolleinnahmen im Finanzjahr 2001–2002

Botswana Lesotho Namibia Swaziland Südafrika

SACU Einnahmen (Mio.R) 2.622 1.438 2.641 1.503 9.897

Anteil in % vom SACU pool 14,5 7,9 14,6 8,3 54,7

SACU Einnahmen in % aller staatl. Revenue 12,8 51,0 30,4 54,1 3,9Quelle: R.Kirk, 
M.Stern, 2003, S. 5

70 Handelsumlenkung 
findet dann statt, 

wenn technisch gute 
und billigere Einfuh-
ren aus Drittländern, 

die nicht zur Zollunion 
gehören, durch kost-
spieligere und even-
tuell minderwertige 

Produkte aus der 
Zollunion verdrängt 

werden, die über das 
Zollabkommen unfaire 

Vorteile über Konkur-
renten aus Drittlän-
dern gewonnen ha-

ben. Nach Leith zahlte 
z.B. 1987 Botswana 
371 Millionen Rand 

mehr für die Importe 
aus Südafrika als es 
für dieselben Waren 
auf dem Weltmarkt 

hätte zahlen müssen. 
Siehe J. Clark Leith 
In: World Develop-

ment, N° 20  
(7. July 1992).

71 McCarthy, C.L., in: 
South African Journal 

of Economics, vol. 
62, N°3, 1994, pp 

167–187
72 Sidaway, J.D., Gibb, 

R., 1998, Seite 174
73 Robert Kirk, 

Matthew Stern June 
2003, S. 6

74 Robert Kirk, 
Matthew Stern,  

ebenda
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durch den Rat der Minister ratifiziert 
werden müssen.  Der Rat der Minis-
ter wird durch eine Zollunionskom-
mission unterstützt, die aus höheren 
SACU-Beamten besteht. Der Rat defi-
niert im Konsens die Richtlinien der 
Außenhandelspolitik. Dispute sollen 
von einem unabhängigen, ad-hoc 
einzuberufenden Schiedsgericht der 
SACU geschlichtet werden. Vorgese-
hen ist die Gründung eines unabhän-
gigen Sekretariats, das die Angele-
genheiten der SACU managen und 
seinen Sitz in Namibia haben wird. 

Das neue Abkommen fand ein Kon-
zept für die Verteilung der gemein-
samen Zolleinkünfte, das auf die 
Stabilisierung fiskalischer Einkom-
men zielt.  Erstmals wurden Zollein-
nahmen und Warensteuern getrennt 
behandelt. 
•	 Die SACU-Staaten gingen davon 
aus, dass ihre Zolleinnahmen durch 
Handelsliberalisierung zurückge-
hen werden. Also wurde die Grund-
lage der Verteilung neu definiert. 
Die Länder, die den größten Anteil 
an intra-SACU Importen haben, er-
halten jetzt den größten Anteil an 
den Zolleinnahmen. 77 Diese Regel 
soll die Importeure für die Preis stei-
gernden und polarisierenden Effekte 
einer Zollunion entschädigen.  The-
oretisch fördert diese Regelung die 
Möglichkeit von Handelsumlenkung 
innerhalb der Zollunion. Die Vertei-

lung von Zolleinnahmen aus den Im-
porten aus Drittländern, wie z.B. der 
EU, entfällt künftig.
•	 Mit Blick auf die Waren- und Ver-
brauchssteuern (excise duties) sol-
len die Einnahmen auf der Grund-
lage des Anteils eines jeden Landes 
an dem gesamten SACU Brutto-In-
landsprodukt (BIP, andere Kriterien 
stehen aufgrund fehlender Statis-
tiken nicht zur Verfügung) verteilt 
werden.  Im Jahr 2000 betrug der 
Anteil Südafrikas am SACU BIP 78 z.B. 
knapp 92%. Also wird Südafrika auch 
den größten Anteil an den Waren-
steuern erhalten.  Allerdings sollen 
15% dieser Warensteuern in einen 
Entwicklungsfonds gehen, aus dem 
die einzelnen SACU-Mitglieder An-
teile beziehen. Das SACU-Abkommen 
versäumt, die »Entwicklungsgelder« 
tatsächlich regionalen Projekten zu 
widmen.  Praktisch handelt es sich 
nur um eine weitere Kompensations-
zahlung. 

Der Teil des SACU Abkommens, der 
sich mit Themen der gemeinsamen 
Wirtschafts- und Handelspolitik be-
schäftigt, ist von der Substanz her 
der schwächste.  Die BLNS erhalten 
die Möglichkeit, neue Industrien für 
eine begrenzte Zeit zollpolitisch zu 
schützen.  Möglicher Weise werden 
so einige Arbeitsplätze geschaffen. 
De facto gibt es im Landwirtschafts-
bereich keinen freien Handel. Artikel 

28 beschäftigt sich mit technischen 
Handelsbarrieren 79 und verweist auf 
das entsprechende Abkommen der 
WTO.  Alle Themen zur Erarbeitung 
einer gemeinsamen Politik in Indus-
trie, Landwirtschaft, Wettbewerbs-
regeln oder zur Beseitigung unfai-
rer Handelspraktiken warten noch 
auf inhaltliche Gestaltung. Der Ver-
trag gestattet nicht die Freizügigkeit 
natürlicher Personen der Mitglieds-
länder über die nationalen Grenzen 
hinweg.

Bewertung des neuen  
SACU-Abkommens
Insgesamt normalisiert der neue 
SACU Vertrag die Handelsbeziehun-
gen zwischen den BLNS-Staaten und 
Südafrika.  Der größte Erfolg des 	
Abkommens ist es, dass in allen As-
pekten der Zollunion gemeinsame 
Entscheidungsprozesse vorgesehen 
sind. Zu dem Zweck wurden neue In-
stitutionen geschaffen.  Da Südafri-
kas Interessen nicht immer mit denen 
der BLNS übereinstimmen, zeichnen 
sich hier künftige Spannungen ab. 
In der Praxis ist es fraglich, ob das 
neue Abkommen einen Beitrag zu 
einer gerechteren Entwicklung der 
Länder in der Zollunion leisten kann. 
Um die strukturelle Abhängigkeit der 
BLNS von Südafrika zu erhalten, ist 
Südafrika der einzige Netto-Einzah-
ler in den »Entwicklungsfonds« der 
SACU. Auch im neuen Format ist die 

Gefährdet die EU die regionale Einheit der SADC?

75 § 19 des SACU Abkommens von 1969 schreibt vor: »(1) A contracting party shall not, without the prior concurrence 
of the other contracting parties and subject to such conditions as may be agreed upon by the contracting parties, 
enter separately into or amend a trade agreement with a country outside the common customs area in terms of which 
concessions on the duties in force in the common customs area are granted to that country.« Schon die bilateralen 
präferentiellen Handelsabkommen des Apartheidregimes mit Zimbabwe und Malawi hatten die Integrität der Zollunion 
kompromittiert. Das trifft erst recht auf den Freihandel zwischen der EU und Südafrika (TDCA ) zu. 
76 Mayer, M. & Zarenda, H., 1994
77 Im Finanzjahr 1998/99 betrug der Anteil Botswanas an den Zolleinnahmen aus dem intra-SACU Handel 27%, 
der Namibias 25%, der Südafrikas 20%, der Swazilands 15% und der Lesotho’s 13%. Der Anteil der BLNS an den 
Zolleinnahmen wuchs auf etwa 80%. 
78 Das Bruttoinlandsprodukt der SACU betrug 2000 etwa 137 Mrd. US-Dollar, wovon 125,6 Mrd. Dollar oder 92% in 
Südafrika produziert worden waren.
79 Technical Barriers to Trade (TBT)
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Zollunion ein klassisches Beispiel für 
strukturelle Dependenz.  Die BLNS 
haben ihre Einkommen aus der Zoll-
union zunächst einmal stabilisiert, 
aber der langfristige Abbau der Im-
portzölle wird dennoch für ernst-
hafte Probleme bei den Staatsein-
nahmen der BLNS sorgen. 

Es enttäuscht besonders, dass das 
SACU Abkommen wenig dazu zu 
sagen hat, wie SACU Mitglieder sich 
innerhalb der SADC integrieren wol-
len.  Schon die Frage, warum über-
haupt die SACU 2002 neu aufgelegt 
werden mußte, wird nicht beant-
wortet.  1992 wurde eine für die 
BLNS-Staaten ergiebigere regio-
nale Integration durch Entwicklung 
im Rahmen der SADC beschlossen, 
die 1996 im gemeinsamen Han-
delsprotokoll ihren Ausdruck fand. 
Nach einem Zeitungsbericht 80 äu-
ßerte Faizel Ismail, Generaldirek-
tor für internationalen Handel und 
Entwicklung des Industrie-und Han-
delsministeriums in Pretoria, dass 
aus seiner Sicht SACU das Integrati-
onsmodell für den Rest Afrikas sei. 
Als nächster Schritt sei die Schaf-
fung eines gemeinsamen Marktes 
geplant.  Auch der Hauptverhand-
lungsführer Südafrikas für multila-
terale Handelsvereinbarungen, Xa-
vier Carim, schrieb vor kurzem, das 
neue SACU Abkommen ziele auf tie-
fere wirtschaftliche Integration und 
Kooperation ab und gebe damit der 
Vision des afrikanischen Kontinents 
reale Substanz.  Er erläutert das in 
einem Nachsatz: »Nepad stellt den 
Rahmen her, um SACU‘s Handels-
strategie auf dem Kontinent zu kon-
zipieren.« 81 Danach wäre Südafrikas 
Politikziel »regionale Integration via 
SACU« bzw.  die Unterordnung der 
Nachbarn unter südafrikanische He-
gemonialmacht. Falls in der SADC die 
Strategie noch Geltung hat, nach der 
eine autonome, demokratische Poli-
tik, Befreiung aus Armut und nach-

haltige menschliche Entwicklung 
Vorrang vor marktgestützter Inte-
gration hat, zwänge das die SADC 
Mitglieder zu einer klaren Entschei-
dung zwischen dem »Modell SACU« 
oder dem 1992er Modell SADC. 

6.2  COMESA

1982 wurde ein neo-klassisches 
Konzept der regionalen Marktin-
tegration im Östlichen und Südli-
chen Afrika mit einem Abkommen 
über gegenseitige Handelspräfe-
renzen (PTA 82) begonnen.  Die Mit-
glieder gewährten sich untereinan-
der niedrigere Zölle als gegenüber 
Drittländern.  Dies war Bestandteil 
einer von der Organisation Afrikani-
scher Einheit (OAU) verfolgten Poli-
tik zur Gründung einer panafrikani-
schen Wirtschaftsgemeinschaft. Das 
Konzept geht von der Annahme aus, 
dass intensivere Handelsbeziehun-
gen auch wirtschaftliche Entwick-
lung vorantreibt.  Ursprünglich war 
regionale Entwicklung nicht Teil des 
PTA Programms. Von der gegenseiti-
gen Gewährung von Handelspraefe-
renzen für bestimmte Waren sollte 
die Entwicklung zur Gründung eines 
gemeinsamen Marktes weiterschrei-
ten, dann sollte eine Freihandels-
zone und schließlich die Gründung 
einer Zollunion folgen. 

Die PTA hatte ihren Sitz in Lusaka 
und seit 1984 in Zimbabwe ein 
»Clearing House« für den intra-re-
gionalen Handel etabliert.  PTA Mit-
glieder litten alle unter Devisenman-
gel. Sie einigten sich daher (wie die 
EU) auf eine Verrechnungseinheit 83, 
auf deren Basis der intra-regionale 
Handel finanziert und gegeneinan-
der verrechnet werden sollte. Wenn 
aber die Salden der Handelspart-
ner in zwei Monaten nicht beglichen 
waren, mußten sie in harter Wäh-
rung ausgeglichen werden. Dadurch 

kamen Netto-Importeure unter den 
PTA Mitgliedern unter Druck, Devisen 
außerhalb der PTA einzunehmen, 
um diese für intra-regionalen Han-
del auszugeben. Das erschien wenig 
attraktiv und begrenzte das Wachs-
tum des intra-regionalen Handels. 
Man hatte eine Liste von Gütern an-
gelegt, für die Vorzugszölle gewährt 
wurden. Die Liste war weder relevant 
noch besonders lang. Die Waren un-
terlagen auch strengen Ursprungsre-
geln über das erforderte Ausmaß in-
ländischer Wertschöpfung.  Die weit 
voneinander entfernt liegenden CO-
MESA Mitglieder (z.B. Swaziland und 
Ägypten) betreiben kaum Handel 
miteinander.  Schließlich waren PTA 
Mitglieder auch sehr zögerlich bei 
der Bekanntgabe ihrer tatsächlichen 
PTA Zollsenkungen. 

Als Ergebnis stagnierte der intra-re-
gionale PTA-Handel, jetzt der Handel 
des gemeinsamen Marktes COMESA. 
Laut Tab. 11 (S. 36) liegt er derzeit 
bei etwa 5 Prozent des gesamten Au-
ßenhandels.  Der Handel zwischen 
den 24 COMESA Mitgliedern wurde 
Anfang der 90er Jahre zu 70% von 
zwei Ländern dominiert: Kenya und 
Zimbabwe.  Wie bei allen vorrangig 
auf Markt gestützten regionalen In-
tegrationsansätzen besteht eine Ten-
denz zur Polarisierung zwischen den 
starken und den schwachen Volks-
wirtschaften. 

Die von der EU, der Weltbank und 
dem IWF geförderte Cross Border In-
itiative zur Propagierung eines welt-
offenen Regionalismus wurde im Mai 
2000 umgetauft in »Regional Inte-
gration Facilitation Forum« ( RIFF). 
Das Sekretariat der COMESA hat RIFF 
übernommen und führt das Pro-
gramm in afrikanischer »Ownership« 
weiter.  Schon zuvor war das CBI/
RIFF Programm dafür kritisiert wor-
den, dass es keine autonomen Re-
gionen duldete, sondern regionale 
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September 2004, 
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Märkte sofort für globale Konzerne 
öffnen wollte. Anstatt die politische 
Autonomie einer afrikanischen Re-
gion zu akzeptieren und deren wirt-
schaftliche Entwicklungsstrategien 
zu fördern, wollte die EU Afrika‘s Re-
gionen nur als offene Absatzmärkte 
für europäische Waren und Dienst-
leistungen. 84 Das ist vermutlich auch 
das einzige Ziel der EPAs.

COMESA hat keinen Fonds angelegt 
für die Entwicklung strukturschwa-
cher Gebiete im gemeinsamen Markt. 
Dennoch betont Artikel 3 des CO-
MESA Gründungsvertrags, dass der 
gemeinsame Markt das Ziel verfolge, 
»eine gemeinsame Entwicklung in 
allen Feldern wirtschaftlicher Ak-
tivität zu fördern und gemeinsame 
makro-ökonomische Programme an-
zunehmen, um die Beziehungen zwi-
schen den Mitgliedsstaaten zu stär-
ken und den Lebensstandard ihrer 
Völker zu erhöhen«. 85 Rhetorisch 
zumindest wollte COMESA ab 1993 
soziale und entwicklungspolitische 
Ziele verfolgen, die sich mit denen 
der SADC decken ließen. Das Ziel der 
COMESA war, die SADC zu vereinnah-
men und das demokratische Südaf-
rika als Mitglied zu gewinnen. 

Ende Oktober 2000 gründete ein Teil 
der COMESA Mitglieder eine Freihan-
delszone.  Darunter befinden sich 
auch 4 SADC Mitglieder, nämlich 
Malawi, Mauritius, Sambia und Zim-
babwe.  Bisher haben nur neun der 
24 Mitglieder der COMESA sich dem 
Freihandelsabkommen und dem ge-
meinsamen Markt angeschlossen 
und ihre Tarife auf Null gefahren. 6 
Länder haben ihre Zolltarife redu-
ziert auf maximal 20%; die anderen 
haben noch keine Liberalisierung 
ihrer Zölle vorgenommen.  COMESA 
toleriert die verschiedenen Ge-
schwindigkeiten der Marktintegra-
tion je nach Entwicklung der einzel-
nen Mitglieder.  Es zeigt, dass auch 

eine im Wesentlichen auf Handels-
liberalisierung zugeschnittene Inte-
gration ein sehr komplexer Prozess 
ist, der nicht – wie die Strukturan-
passungsprogramme der Weltbank – 
einfach erzwungen werden kann.Als 
nächsten Schritt plante COMESA bis 
Ende 2004 ihre Umwandlung in eine 
Zollunion, die einen gemeinsamen 
Außentarif haben wird.  Der wird in 
vier verschiedenen Tarifbändern be-
stehen, die für Kapitalgüter (0%), 
Rohstoffe (5%), Zwischenprodukte 
(15%) und Endprodukte (30%) gel-
ten sollen. Die Gründung der Zollu-
nion ist allerdings auf unbestimmte 
Zeit verschoben worden. Sobald die-
ser Schritt vollzogen wird, müssen 
sich Namibia und Swaziland entwe-
der für SACU oder COMESA entschei-
den.  Sie können nicht gleichzeitig 
Mitglied in zwei Zollunionen sein. 
Botswana war nie Mitglied, Leso-
tho, Tanzania und Mosambik haben 
sich aus der COMESA zurückgezogen. 
Zimbabwe ratifizierte das COMESA 
Abkommen erst 1998, als sich Süd-
afrika in den SADC Freihandel Ver-
handlungen als sehr protektionis-
tisch erwies. 

6.3  SADC

Das Apartheidsregime in Südafrika 
wollte 1977 eine Constellation of 
Southern African States (CONSAS) 
unter seiner wirtschaftlichen und 
ideologisch-politischen Hegemo-
nie.  Das Konzept war Teil der vom 
südafrikanischen Militär ausgerufe-
nen »Totalen Strategie« gegen den 
Weltkommunismus, der angeblich in 
Gestalt der nationalen Befreiungs-
bewegungen von Zimbabwe, Nami-
bia und Südafrika die rassistische 
Minderheitsherrschaft in Südafrika 
bedrohte.  CONSAS wäre die sicher-
heitspolitische Gestalt der SACU im 
ideologischem Gewand des Kalten 
Krieges geworden.  Wirtschaftlich 

und finanziell gesehen hätte Südaf-
rika jedoch nicht die Kraft gehabt, 
die Nachbarstaaten zu entwickeln. 
Die CONSAS brach als Konzept zu-
sammen, als sich Zimbabwe nach 
den Unabhängigkeitswahlen 1980 
den unabhängigen Nachbarstaaten 
Südafrikas anschloß und die SADCC 
mitbegründete.  Für Südafrika war 
dies das Signal für den Beginn der 
regionalen Destabilisierung, welche 
von 1980 bis 1992 die gesamte Re-
gion ruinierte.

Die SADCC 86 wurde 1980 durch alle 
damals unabhängigen Nachbarlän-
der Südafrikas als Alternative zur 
CONSAS gegründet.  Die Gründungs-
länder waren Angola, Botswana, Le-
sotho, Malawi, Mosambik, Sambia, 
Swaziland, Tanzania und Zimbabwe. 
Die Befreiungsbewegungen von Na-
mibia und Südafrika waren von An-
fang an eingeladen, an den SADCC 
Tagungen teilzunehmen.  Die SADCC 
wollte durch eine projektorientierte 
und administrativ minimale, locker 
dezentralisierte Kooperation ihre 
ererbte wirtschaftliche Abhängig-
keit von Südafrika schrittweise ver-
ringern. 87 Im Unterschied zur Markt-
integration wurde hier das Ziel einer 
regionalen Integration über eine auf 
Produktion gerichtete Kooperation 
verfolgt. Die Polarisierung innerhalb 
des gemeinsamen Marktes Ostafri-
kas hatte 1977 zum Zusammenbruch 
der Ostafrikanischen Gemeinschaft 
geführt und galt der SADCC als ab-
schreckendes Beispiel.  Ideologisch 
sehr unterschiedliche Länder wie 
Angola und Botswana, Malawi und 
Mosambik schafften es, sich prag-
matisch zusammenzufinden.  Die 
SADCC gewann im Laufe der regio-
nalen Destabilisierung seitens des 
Apartheidregimes in den 80er Jah-
ren eine eigene Identität, die bei der 
Überwindung von Kolonialismus und 
Rassismus in der Region ein von den 
Weltmächten respektiertes diplo-
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matisches Gewicht hatte.  Es gelang 
ihr, trotz kontinuierlicher Sabota-
geakte der mit Südafrika verbünde-
ten Kontras den Binnenländern des 
Subkontinents Transportwege zu den 
Küsten des Subkontinents freizuhal-
ten. Es gelang auch, gemeinsam Mit-
tel zum Wiederaufbau massiv zer-
störter Infrastruktur einzuwerben. 
Andere Projekte – z.B.  regionale 
Nahrungssicherheit – waren weniger 

erfolgreich. 1989, als die Bedingun-
gen für die Befreiung Namibias ge-
schaffen waren, faßte die Gipfelkon-
ferenz der SADCC den Beschluß, ihre 
Strukturen stärker zu formalisieren. 
1990 trat das unabhängige Nami-
bia der SADCC bei.  Im Abkommen 
von Windhoek 1992 wurde die heu-
tige SADC gegründet, die Southern 
African Development Community. 
Das demokratische Südafrika wurde 

im August 1994 Mitglied, Mauritius 
1995, die Seychellen und die Demo-
kratische Republik Congo im Herbst 
1997.  Der intra-regionale Handel 
wuchs stark an. 88 Dennoch findet 
sich die SADC heute in ihrer größten 
Krise (Tab. 11).

1992 definierte die SADC Gründungs-
urkunde ihre Strategie als Institutio-
nalisierung ihrer Integration durch 

Tab. 11  SADC: Durschnittliches jährliches Wachstum von Ex- und Importen, in % 

Land 1980
–1990

1990
–1995

1995
–2000

1997
–1998

1998
–1999

1999
–2000

2000
–2001

2001
–2002

Angola Export 6,4 -2,5 10,4 -29,2 45,5 53,6 -17,5 13,0

Import 0,7 -1,3 14,3 -19,9 49,5 -2,2 4,6 25,0

Botswana Export 18,8 2,7 11,1 -24,5 29,7 4,0 -7,5 -15,0

Import 9,0 -1,9 6,1 5,7 -7,2 11,5 -26,7 -14,7

DR Congo Export 7,6 -6,7 -15,2 -0,8 -20,9 -18,5 -1,3 0,0

Import 26,5 -9,1 -6,4 8,6 -9,9 -6,6 -1,1 0,0

Lesotho Export 3,7 23,0 3,3 -1,2 -11,0 22,4 32,0 28,1

Import 3,5 5,9 -6,7 -15,7 -9,5 -6,9 -6,5 14,4

Malawi Export 2,0 -3,7 -2,1 -19,7 5,0 -16,2 22,0 -2,8

Import 3,3 -6,5 1,1 -34,0 30,7 -21,0 -0,4 27,1

Mosambik Export -9,6 3,7 13,7 3,4 14,5 38,5 93,2 0,0

Import 0,1 -1,8 11,4 6,8 44,2 1,7 -8,2 -34,1

Namibia Export … 4,0 -1,6 -9,6 0,2 7,0 -10,7 -7,0

Import … 3,1 1,5 0,4 -2,3 -3,7 -0,2 -6,3

Seychelles Export 9,3 -0,3 20,9 8,0 18,6 33,3 11,8 1,3

Import 7,2 5,5 7,3 12,7 13,1 -21,2 52,9 -42,6

Südafrika Export 0,7 3,2 -0,2 -15,0 1,3 12,3 -2,4 1,6

Import -1,3 9,6 -1,8 -11,4 -8,7 11,2 -4,9 3,6

Swaziland Export 4,7 10,8 -5,9 -10,9 -16,6 29,6 -4,4 1,1

Import -0,5 10,0 -0,5 0,4 -3,2 -8,1 1,4 4,9

Tansania Export -5,1 15,2 -4,2 -21,7 -7,8 22,1 17,0 12,7

Import -0,5 2,7 -0,1 8,7 7,1 -2,1 12,4 -1,5

Zambia Export 0,9 -4,3 -5,7 12,8 3,0 -37,4 47,9 -25,0

Import 0,0 -10,1 5,9 34,2 -25,2 20,8 31,6 -7,7

Zimbabwe Export 2,9 5,1 -6,3 -31,4 -19,4 28,3 9,9 -12,7

Import -0,5 5,7 -4,4 -15,7 -30,5 36,6 9,9 0,4

Quelle: UNCTAD, 
Handbook of Statis-

tics, aaO., 2003,  
Tabelle 1.2 A

88 s.o. Tab. 8
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Entwicklung.  Ziel war die schritt-
weise Eliminierung von Barrieren, 
die den freien Fluß von Kapital und 
Arbeit, Waren und Dienstleistungen 
und die Freizügigkeit von Bürgern 
der Mitgliedsstaaten allgemein be-
hinderten.  Soziale und wirtschaft-
liche Maßnahmen einzelner Länder 
sollten regional miteinander abge-
stimmt werden und sich gegenseitig 
ergänzen. Die Felder, in denen diese 
Koordinierung stattfinden sollte, 
waren: Ernährungssicherheit und 
Landwirtschaft, Infrastruktur und 
Dienstleistungen, Industrielle Ent-
wicklung, Handel, Investitionen und 
Finanzen, Entwicklung menschlicher 
Ressourcen, Umweltschutz, sozi-
ale Wohlfahrt und regionale Sicher-
heit. Rahmenrichtlinien vom Januar 
1993 betonten angesichts der wirt-
schaftlichen Ungleichheit zwischen 
den Mitgliedsstaaten das Prinzip der 
Ausgewogenheit, der Fairness und 
des gegenseitigen Nutzens: »SADC 
macht es erforderlich, dass die stär-
keren Staaten den schwächeren Mit-
gliedern helfen, Nutzen aus der Ge-
meinschaft zu ziehen.  Diejenigen, 
die den geringsten Nutzen aus ihrer 
Mitgliedschaft ziehen, sollen von 
den wirtschaftlich Stärkeren Kom-
pensation erhalten.« 89 Das SADC 
Freihandelsabkommen, 1996 ent-
worfen und seit 2001 ratifiziert, ist 
allerdings von diesem Ziel abgewi-
chen (Tab. 12). 

Zwischen dem demokratischen Süd-
afrika und seinen Nachbarn gibt es 
ein ambivalentes Verhältnis.  Einer-
seits beteuerte etwa Mandela 1993, 
ein demokratisches Südafrika werde 
jedem Druck und jeder Versuchung 
widerstehen, seine nationalen In-
teressen auf Kosten des Subkonti-
nents zu verfolgen.  Aber gleichzei-
tig betonte Mandela, Südafrika habe 
das Recht, im Rahmen der Welthan-
delsorganisation und des GATT neue 
Exportmärkte so aggressiv wie nur 
möglich zu erschließen. 90 Umge-
kehrt konkurrierten SADC und CO-
MESA um die Mitgliedschaft Südafri-
kas in ihrer jeweiligen Organisation; 
gleichzeitig fürchteten sie aber die 
Übermacht der südafrikanischen 
Konzerne. So schrieb Simba Makoni 
als Generalsekretär der SADC: »SADC 
Mitgliedsstaaten und die südafri-
kanischen Befreiungsbewegungen 
stimmen darin überein, dass selbst 
mit einem demokratischen Südaf-
rika als Mitglied der Organisation 
eine fortgesetzte Dominanz Südafri-
kas über den Rest der Region nicht 
akzeptabel ist.  Deshalb werden re-
gionale Beziehungen und Zusam-
menarbeit, auch mit einem demo-
kratischen Südafrika weiter auf der 
Grundlage von gegenseitigem Nut-
zen, Ausgewogenheit und Gleichheit 
weiter geführt werden.« 91 

Die Förderung regionalen Handels 
sollte ein integraler Bestandteil re-
gionaler Entwicklungsstrategie sein. 
Aber ein Freihandelsabkommen zwi-
schen ungleich entwickelten Part-
nern, das den Nöten verschuldeter 
armer Länder mit kriegszerstörter 
Infrastruktur keine differenzierte 
und besondere Aufmerksamkeit 
schenkt und auch keine Kompensa-
tion für Verluste aus Trade Diversion 
vorsieht, war nicht die beste Wahl 
für die SADC. Die Tatsache, dass der 
informelle »kleine Grenzverkehr« 
sowie der organisierte Schmuggel 
zwischen den SADC Ländern ein sub-
stantieller Teil des Gesamthandels 
ist 92, läßt darauf schließen, dass die 
nationalen Händler die nicht-tarifä-
ren Handelsbarrieren (NTB) ihrer je-
weiligen Staaten als zu hoch und zu 
kostspielig ansehen.  Es hätte nahe 
gelegen, dass die Einbeziehung des 
Handels in die regionale Entwick-
lungsstrategie hier angesetzt und 
den formellen mit dem informellen 
Handel vereint hätte, genauso wie 
es bei den in Banken und Schwarz-
märkten unterschiedlichen Wechsel-
kursen nationaler Währungen ge-
schah. Die Faktoren, die dennoch zur 
direkten Wahl des Freihandels führ-
ten, waren a) die Weltbankstrategie 
der unilateralen Marktöffnung: Eine 
Reihe von SADC-Staaten waren hoch 
verschuldet und mußten im Rahmen 
von Strukturanpassungsprogrammen 

89 Zitiert nach 
“The Official SADC 
Trade, Industry and 
Investment Review”, 
1997, S. 6–9
90 Nelson Mandela, In: 
Foreign Affairs, Bd. 
72, Nr. 5, S. 86–97
91 Vorwort in: 
Chipeta,C., Davies,  
R., 1993
92 Schätzungen des 
informellen Handels 
bei Margaret C. Lee 
aaO., 2003,  
S. 104ff. 277ff
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Tab. 12  Exporte der verarbeitenden Industrie Südafrika‘s in 7 Zielregionen, in Rand '000

Region 2004 2003 2002 2001  Anteil 2004 

EU 47.271.242 51.866.260 58.531.204 47.646.291 31,7 %

SADC 19.839.184 24.538.657 28.973.622 23.714.382 13,3 %

NAFTA 19.403.281 21.403.998 25.403.192 18.979.097 13,0 %

Nordostasien 15.677.223 17.646.809 15.424.048 10.001.010 10,5 %

China, Taiwan 9.444.805 11.646.718 9.641.761 7.777.463 6,3 %

Asean 6.225.875 6.951.809 7.090.304 5.699.767 4,2 %

Pacific Cont. 6.158.986 6.219.758 5.611.132 4.029.106 4,1 %

Quelle: DTI, Preto-
ria, website – Bei 
den südafrikanischen 
Importen verarbei-
teter Produkte nach 
Welt-Regionen er
scheint 2004 SADC an 
12.Stelle mit einem 
Handelsanteil  
von 0,8%.
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einseitig ihre Zollschranken senken. 
Aggressiven südafrikanischen Expor-
teuren wurde so der Zugang zu re-
gionalen Märkten erleichtert, ohne 
dass SADC Exportfirmen ihre Waren 
ebenso leicht auf südafrikanischen 
Märkten absetzen konnten (vgl.  Ta-
belle 12), b) die Entscheidung der 
Europäischen Union, mit Südafrika 
ein bilaterales Freihandelsabkom-
men (TDCA) zu schließen, 93 c) Süd-
afrika brauchte nach Jahren der 
Rezession unbedingt Zugang zum 
Weltmarkt. 

Eine Währungskrise in Südafrika und 
die Einführung eines hausgemach-
ten Strukturanpassungsprogramms 
(GEAR) – beides 1996 – überzeugten 
Südafrika, dass es das Vertrauen aus-
ländischer Investoren nur als Vertre-
ter von Freihandelskonzepten erwer-
ben könne. Das beeinflußte wohl die 
neoliberale Diktion des SADC Han-
delsprotokolls und Freihandelsab-
kommens, die sich stark unterschei-
det von dem Konzept der Windhoek 
Erklärung von 1992 (Tab. 13). 

Es gibt negative Folgewirkungen: 
Zum einen besteht eine weit ver-
breitete Verärgerung über den Pro-
tektionismus Südafrikas gegenüber 
den Produkten, die die Nachbar-

länder kosteneffizienter produzie-
ren und auf dem südafrikanischen 
Markt erfolgreich absetzen könnten. 
Es handelt sich hauptsächlich um 
Fußbekleidung und Leder, Kleidung, 
Textilien und Zucker. 94 So sagte das 
südafrikanische Industrie- und Han-
delsministerium 1999: »Die Importe 
aus SADC Ländern machen bloß 2,1% 
aller südafrikanischen Importe aus. 
In der Kategorie C (den sensitiven 
Produkten) haben SADC Länder den 
höchsten Anteil von Exporten nach 
Südafrika, verglichen mit allen an-
deren Exportnationen. Die Produkte 
dieser Kategorie werden weiter unter 
Schutzzöllen stehen…« 95 Mandelas 
Versprechen, nationale Interessen 
nicht auf Kosten der Nachbarn zu 
fördern, wird hier gebrochen. 

Xavier Carim schrieb im Sept.2004: 
»Unser wachsender Gewinn im Han-
del mit SADC Ländern trägt dazu bei, 
unser Handelsbilanzdefizit mit an-
deren Weltregionen auszugleichen. 
Gleichwohl ist das strukturelle Un-
gleichgewicht des Handels zwischen 
Südafrika und seinen SADC Part-
nern auf die Dauer wirtschaftlich 
nicht tragfähig.« 96 Keiner der SADC 
Staaten hat die Kapazität, seine Ex-
porte nach Südafrika massiv zu er-
höhen; dazu fehlt das Kapital für 

Investitionen in neue Anlagen und 
Maschinen. Umso wichtiger wäre es 
für Pretoria gewesen, den konkur-
renzfähigen Exportprodukten der 
Nachbarn unmittelbar zollfreien Zu-
gang zum südafrikanischen Markt zu 
geben.  Ursprünglich hat SADC die-
selben Ursprungsregeln wie die CO-
MESA: Waren würden sich für SADC 
Zollpräferenzen qualifizieren, wenn 
sie im Verarbeitungsprozeß bloß 
eine Tarifstufe weiterkommen, wenn 
das Endprodukt ein Mindestmaß von 
35% regional erzeugten Mehrwert 
enthielt oder wenn es Materialkom-
ponenten aus nicht-SADC Herkunft 
enthielt, die nicht mehr als 60 Pro-
zent des Wertes aller Bestandteile 
des Endprodukts ausmachten.  Aber 
gerade im Textilbereich bestand 
Südafrika auf sektorspezifischen Ur-
sprungsregeln, welche viel restrik-
tiver waren als ursprünglich verein-
bart.  Diese restriktiven Regeln sind 
denen des Freihandelsabkommens 
zwischen Südafrika und der EU äu-
ßerst ähnlich. So verspielt ein mer-
kantilistisches Südafrika die Chance, 
durch Kooperation eine engere regi-
onale Integration und eine überzeu-
gende Verbindung zwischen Entwick-
lung und Handel herzustellen.  Die 
Anwendung von Ursprungsregeln, 
die für die Zwecke der OECD-Län-

Tab. 13  Das Ungleichgewicht des Intra-SADC Handels zugunsten Südafrika‘s

Anteil  der SACU Exporte an allen Importen 	
der restlichen SADC Länder 

Importanteil % der SACU an allen Exporten 	
der restlichen SADC Länder

Land 1999 2000 2001 2002 2003 1999 2000 2001 2002 2003

Mosambik 58,5 62,2 64,4 45,8 57,6 20 14,6 5,14 5,61 5,1

Zambia 48,3 65 44 42,3 35,8 3.4 6,5 5 8,1 8,1

Malawi 35,3 45,3 39,4 34 31,3 16,9 10,8 8,4 10,4 11,1

Zimbabwe 40 38 37 28,3 31 10,5 9,7 14 17,9 29

Tanzania 11 12,5 10,5 11,5 11,8 0,78 0,5 0,6 1 1,9 

Mauritius 9 13,7 12,2 11,7 11,4 0,6 0,4 1,0 0,5 0,9

Angola 6,7 6,5 9,7 8,7 10,9 0,6 0,1 0,02 0,15 0,04

Quelle: WTO, zitiert 
vom Department 

of Trade & Industry 
(DTI), Pretoria

93 Xavier Carim: 
“Countries must 

engage in such ne-
gotiations if only to 

retain their competi-
tive position in vital 

external markets” In: 
Trade and Industry 

Monitor Bd. 31, Sept. 
2004, S. 2

94 Bei dem Streit über 
Komponenten für Au-
tomobile geht es eher 
darum, dass Südafrika 
die Subventionierung 
der südafrikanischen 
Autoproduktion nicht 

aufgeben wollte.
95 South African De-

partment of Trade 
and Industry (DTI), 

Briefing on SADC, Pre-
toria, June 1999

96 In: Trade and Indus-

try Monitor, Bd. 31, 
Sept. 2004, S. 2; 
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der, speziell der EU, fabriziert wor-
den sind, sind dem Stand der Ent-
wicklung im Südlichen Afrika nicht 
nur nicht angemessen, sondern auch 
schlicht zu teuer im Verwaltungsauf-
wand.

»Die nicht beabsichtigte Wirkung 
von restriktiven Ursprungsregeln ist 
es, die Herstellungskosten und Ver-
kaufspreise von Handelswaren zu 
verteuern, regionale Handelsschaf-
fung zu behindern und den Konsu-
menten die Vorteile des regionalen 
Handels vorzuenthalten. Diese höhe-
ren Kosten verringern auch die Wett-
bewerbsfähigkeit von Firmen, die 
aus einzelnen Komponenten Endpro-
dukte herzustellen haben. Das macht 
SADC Produzenten international un-
fähig zu konkurrieren.  Produzenten 
in Entwicklungsländern brauchen 
einfache und großzügige Ursprungs- 
und Kumulationsregeln.« 97 

Zum Teil beruhte die Durchsetzung 
restriktiver Ursprungsregeln auf 
Missverständnissen. Teilweise waren 
die Handelsdiplomaten Südafri-
kas erstaunt zu erfahren, dass die 
Produzenten, deren Interessen sie 
glaubten verteidigt zu haben, über-
haupt nicht an den restriktiveren Ur-
sprungsregeln interessiert waren; 
sie zogen es statt dessen vor, ihre 
Komponenten flexibel beziehen zu 
können, je nach Produkt. Nahrungs-
mittelfabriken wollen natürlich aus 
Kostengründen einen Großteil der 
von ihnen benutzten Materialien 
lokal beziehen; aber manche Kompo-
nenten wollen sie aus dem Ausland, 
allein schon, weil etwa ihre Frucht-
saftmischungen eine gewisse Band-
breite von Geschmacksrichtungen 
abdecken sollen.

Zum anderen beziehen die meisten 
SADC Regierungen einen hohen An-
teil ihrer Einnahmen aus dem Zoll. 
Als Folge des SADC Freihandelsab-

kommens verliert nach Schätzung 
von Tekere ein Land wie Zambia 9,2% 
seiner Zolleinkommen, Malawi 8% 
und Zimbabwe 7%. 98 Nun ist aber die 
Haushaltslage derart schwierig, dass 
Zambia und Malawi mit ihren verein-
barten Zollsenkungsschritten in Ver-
zug geraten sind und um ein Mora-
torium nachgesucht haben, während 
Zimbabwe schon im Mai/Juni 2001 
seine Importzölle auf etliche Waren 
entgegen aller Verpflichtungen er-
höhte und damit vertragsbrüchig 
wurde, praktisch bevor seine Unter-
schrift unter dem Freihandelsvertrag 
trocken war. 

Drittens gibt es organisatorische 
Probleme.  Eine 2001 beschlossene 
Strukturreform, welche die 21 dezen-
tral koordinierten Aufgabenfelder in 
vier dem SADC Sekretariat Bericht er-
stattenden Direktoraten zusammen-
fassen sollte, ist aus Mangel an Fi-
nanzen, Bürofläche und geeignetem 
Personal nicht entschlossen umge-
setzt worden. Langfristige Strategie-
papiere zu inhaltlicher Neuausrich-
tung in Wirtschaft und Entwicklung 
sowie Politik und Sicherheit wurden 
erst 2003 vorgelegt und haben noch 
keine konkrete Umsetzungsplanung. 
Ob der Vorsatz, die Abhängigkeit von 
internationaler Finanzierung zu ver-
ringern und mehr Eigenkapital ein-
zusetzen, von den Mitgliedsstaaten 
realisiert werden kann, wird sich im 
April 2005 zeigen. Beinahe verzwei-
felt sieht der Versuch aus, die Krise 
der SADC durch »Fasttracking« zu 
überwinden. Dies sieht vor, dass die 
SADC schon 2008 eine Freihandels-
zone und bis 2010 eine Zollunion 
darstellen wird.  Der Plan erscheint 
aus zwei Gründen unrealistisch: Ers-
tens haben drei Mitgliedsstaaten 
Schwierigkeiten, ihre Zollsenkun-
gen bis 2012 wie vereinbart durch-
zuführen.  Das Fasttracking verlangt 
aber schnellere Zollsenkungen als 
bisher geplant.  Nur sind neue Zoll-

senkungszeitpläne bisher nicht er-
stellt. Zweitens ist die alte Begrün-
dung, warum die SADC schon 2008 
eine Freihandelszone sein sollte, – 
damit das Partnerschaftsabkommen 
mit der EU als SADC-Regionalblock 
umgesetzt werden kann – hinfällig 
geworden.  Die BLNS-Staaten wer-
den getrennt vom Rest der SADC ein 
EPA mit der EU aushandeln. Für die 
restlichen SADC Staaten ist eine Ver-
handlung als Teil der ESA sinnvoller, 
weil sie sich nicht am TDCA orientie-
ren müssen. 

Es wirkt nicht als Unterstützung der 
SADC, wenn Südafrika im Namen der 
SACU eine Serie von Verhandlungen 
über Präferenzhandel mit Mercosur 
(Dezember 04) und Indien 99 führt 
und über Freihandel mit der EFTA 
und den USA verhandelt 100, ohne 
dass die restlichen SADC Länder in 
die Verhandlungen einbezogen wer-
den. 

Bis 1992 war eine überlappende Mit-
gliedschaft von einzelnen Ländern 
in SACU, SADC und COMESA für die 
SADC kein Problem. So vertraten ei-
nige Kommentare den Standpunkt, 
eine entwicklungsorientierte SADCC 
und eine handelsorientierte CO-
MESA (oder SACU) könnten sich ge-
genseitig vorteilhaft ergänzen. 101 
Mit stärkerer formaler Institutio-
nalisierung der SADC seit 1992 und 
dem Vorsatz, Maßnahmen zur Han-
delsliberalisierung in die Strategie 
der Entwicklungsintegration einzu-
betten, entstanden dennoch Span-
nungen zwischen den (und inner-
halb der) Organisationen. Die Frage, 
welcher Organisation sich ein de-
mokratisches Südafrika anschließen 
werde, führte zu Positionskämp-
fen zwischen COMESA und SADC. 102 
Südafrika schloß sich der SADC an 
und weigerte sich, den übrigen CO-
MESA Mitgliedern Handelspräferen-
zen einzuräumen. Durch Interventi-
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onen von außen – angefangen mit 
dem Freihandelsangebot der EU an 
Südafrika und dem jetzigen Freihan-
delsangebot der EU an die AKP-Staa-
ten – geriet die Zukunft der SADC in 
akute Gefahr. Zumindest läuft SADC 
Gefahr, ihr anfängliches Konzept der 
»Integration durch Entwicklung« zu 
verlieren.

Diese Gefahr ist vielleicht am Besten 
mit einer Rede des südafrikanischen 
Ministers für Handel und Industrie 
vom Februar 2003 zu illustrieren. 
Während einer Investoren-Konfe-
renz für Investitionen in den Nacala 
Korridor im Norden Mosambiks er-
klärte der Minister im Namen des 
südafrikanischen Präsidenten Thabo 
Mbeki, warum Südafrika den Nacala 
Entwicklungs-Korridor unterstützt 
trotz der Tatsache, dass dieser Kor-
ridor 1.000 Kilometer nördlich Süd-
afrikas verläuft. 

Der Minister nannte vier Gründe: 
erstens braucht die südafrikanische 
verarbeitende Industrie Rohstoffe 
wie Holz und Naturfasern und die 
regionalen Entwicklungskorridore 
werden diese Rohstoffe des Südli-
chen Afrika für die Industrien Süd-
afrikas erschließen helfen. Zweitens 
können die Länder des Südlichen Af-
rika einen Anteil an dem Wohlstand 
der Industrie Südafrikas erwerben, 
indem sie als Rohstofflieferanten 
Teil der Verwertungskette der Kon-
zerne Südafrikas werden.  Drittens 
müssen Infrastruktur-Programme 
großen, dynamischen Industriegrup-
pen dienen, um sich bezahlt zu ma-
chen.  Viertens sind südafrikanische 
Konzerne an der Entwicklung des 
Nacala Korridors beteiligt, um in den 
drei beteiligten Ländern Mosambik, 
Malawi und Sambia bei der Erschlie-
ßung von Bodenschätzen, dem Auf-
bau von Telekommunikationsnetzen 
und der Tourismusindustrie dabei zu 
sein. 

Der mosambikanische Ökonom Cas-
tel Branco kommentierte: »Der Rah-
men, in dem die wirtschaftliche In-
tegration unter der Hegemonie 
großer südafrikanischer Konzerne 
ermöglicht wird, wird ironischer 
Weise nicht unter dem Apartheidre-
gime, sondern nach dessen Nieder-
lage durchgesetzt.« 103 Die Polarisie-
rung unter den Mitgliedern der SADC 
wird deutlich: die ausgewogene re-
gionale Entwicklung weicht der Vi-
sion der Unterordnung der ärmsten 
Länder in die Verwertungsketten der 
globalen Konzerne. 

6.4  Die Intervention der EU

a) Freihandelsabkommen  
mit Südafrika 104

Das demokratische Südafrika wollte 
1994 nicht nur Mitglied in der SADC 
werden, sondern auch kurzfristig 
Nutznießer des allgemeinen Praefe-
renzabkommens mit der EU werden 
(davon war Südafrika wegen seines 
Apartheidregimes ausgeschlossen 
gewesen).  Langfristig wollte Südaf-
rika Mitglied der AKP unter Lomé wer-
den.  In seinem Antrag erhielt Süd-
afrika die Unterstützung der SADC 
Mitglieder, der AKP-Staaten und der 
Mitglieder des Europäischen Parla-
ments.  Die EU lehnte das 1995 ab. 
Die südafrikanische Mitgliedschaft 
bei Lomé wurde auf die Sektoren be-
grenzt, die nichts mit Handel zu tun 
haben.  Die EU bestand auf einem 
Freihandelsabkommen allein mit 
Südafrika (ohne formell die anderen 
SACU oder SADC Staaten einzubezie-
hen).  Südafrika erkannte, dass die 
Gründung der WTO durch das Mar-
rakech Abkommen den Anfang einer 
Weltordnung markierte, die ent-
schlossen war, Handelspräferenzen 
gegenüber Entwicklungsländern ein 
Ende zu setzen.  Das Freihandelsab-
kommen (TDCA) wurde am 11.Okto-
ber 1999 zwischen der EU und Südaf-
rika unterzeichnet. De facto sind die 

anderen SACU und SADC Mitglieder 
auch betroffen von diesem Abkom-
men, insofern es den Zusammenhalt 
der Region SADC schwächt.  Die EU 
Ursprungsregeln für Südafrika sind 
andere als die für die anderen afri-
kanischen AKP-Staaten.  Das behin-
dert regionale Integration.

Der Wirtschaftssekretär der südafri-
kanischen Botschaft bei der EU in 
Brüssel, Mr.  X.  Ndlangana, schrieb 
zum TDCA: »Südafrika brauchte das 
TDCA innerhalb der ersten 5 Jahre 
nach der demokratischen Wende, um 
das Wirtschaftswachstum, die Aus-
landsinvestitionen und die Schaf-
fung von Arbeitsplätzen anzukurbeln 
und die Armut zu reduzieren. Gleich-
wohl ließ sich die EU vier Jahre Zeit 
mit dem Verhandlungsprozeß.  Die 
Funktion des TDCA als Hebel, um 
ausländische Kapitalinvestitionen 
nach Südafrika zu lenken, wurde un-
brauchbar, weil EU Mitgliedsstaaten 
ihre Partikularinteressen zu jedem 
Preis verfolgten.  Die Europäische 
Kommission zeigte sich zu wenig 
Konzessionen zugunsten südafrika-
nischer Entwicklungspläne bereit. 
Ihre Antriebskraft war die Absiche-
rung der europäischen Wirtschafts-
interessen …« 105 

Gleichzeitig bereitete Südafrika sel-
ber seit 1996 ein Freihandelsabkom-
men mit allen SADC Staaten vor. Al-
lerdings sind die Ursprungsregeln 
der SADC Freihandelszone unter 
dem Einfluß des TDCA zwischen der 
EU und Südafrika viel komplizierter 
als die der COMESA.  Sie haben un-
terschiedliche Erfordernisse für ver-
schiedene Sektoren und Produkte. 
Für Textilien und Kleidung bestand 
Südafrika (wie die EU) auf einer dop-
pelten Transformation. Kleider müs-
sen von regional produzierten Texti-
lien geschneidert sein und die Stoffe 
müssen aus regional produzierten 
Garnen gewebt oder gestrickt sein, 
während die Garne aus ungekämm-
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ten Fasern stammen sollen. Bei Kaf-
fee, Tee oder Gewürzen müssen we-
nigstens 60% des Gewichts des 
Rohmaterials vollständig aus der Re-
gion stammen etc.  Hier zeigt sich 
in den Ursprungsregeln, dass auch 
Südafrika seine Industrie über hohe 
Anforderungen an die Nachbarn 
schützt. – Um einen Unterschied zu 
zeigen: Bei der COMESA gelten die-
selben Ursprungsregeln für alle Pro-
dukte.  Das einzige Erfordernis be-
steht darin, dass mindestens 35% 
des erzeugten Mehrwerts an einem 
Produkt lokal/regional hergestellt 
sein müssen, um als lokales Pro-
dukt zu gelten. Die Ursprungsregeln 
der COMESA haben den Vorteil, dass 
sie einfach sind, dass es nicht viel 
kostet, sie nachzuprüfen, und dass 
wenig Protektionismus in ihnen ver-
borgen ist.

Das EU-SA Freihandelsabkommen 
trat früher in Kraft als das zwischen 
der SACU und dem Rest der SADC. 
Durch die Unterzeichnung des TDCA 
mit der EU hat Südafrika seinen glo-
balen Interessen Vorrang vor der re-
gionalen Kooperation mit der SADC 
gegeben.  Anschließend erwies sich 
auch, dass die SADC Staaten we-
sentlich mehr aus Südafrika impor-
tieren als sie nach Südafrika expor-
tieren können. Südafrika beherrscht 
über 70% der intra-SADC Importe. 
Südafrikas Handelsbilanz im Intra-
SADC Handel hat ein jährliches PLUS 
von etwa 4 Milliarden US-Dollar. Das 
SADC Freihandelsabkommen bietet 
den relativen Verlierern keine Kom-
pensation seitens des übermächti-
gen Südafrika.  Trotz aller Rhetorik 
über ausgewogene und faire regio-
nale Kooperation zeichnet sich hier 
die Fortsetzung der alten Polarität 
zwischen dem regionalen Hegemon 
Südafrika und den seit der Koloni-
alzeit von ihm abhängigen Nachbar-
staaten ab (vgl. Tab. 13, S. 38).
 

Die Neuauflage des SACU Abkom-
mens 2002 war zwar schon 1993 von 
der SADC vorhergesehen und prinzi-
piell gebilligt worden, aber es bie-
tet den BLNS-Staaten erheblich grö-
ßere Vorteile als dem Rest der SADC 
Staaten. Die Selbstverpflichtung der 
SADC Mitglieder von 1992, dass sie 
jede Maßnahme vermeiden werden, 
die dahin tendiert, die Geltung der 
SADC Prinzipien, die Erreichung der 
SADC Zielsetzung und die Durchfüh-
rung des SADC Abkommens zu ge-
fährden, war durch das SACU Ab-
kommen schon in Frage gestellt. 
Dies galt umso mehr bei der nach-
folgenden Unterzeichnung von SACU 
Handelsabkommen mit EFTA und 
MERCOSUR, die kaum die Interessen 
der SADC berücksichtigen. Nun wird 
durch das bilaterale Freihandelsab-
kommen zwischen EU und Südafrika, 
durch die Beendigung der Lomé-Kon-
vention und die Unterzeichnung des 
Cotonou-Abkommens 2000 jede Art 
regionalen Integrationsfortschritts 
beinahe unmöglich.

b) EPAs mit den AKP-Staaten 
außer Südafrika
Das Cotonou-Abkommen sieht zwei 
Wege für künftige Handelsregime 
vor.  Im ersten sollen neue wirt-
schaftliche Partnerschaftsabkom-
men (EPAs) ausgehandelt werden, 
die im Handelsteil Freihandelszonen 
zwischen der EU und sechs Regionen 
der AKP-Staatengruppe (also nicht 
mit der AKP-Gruppe insgesamt) vor-
sehen. In ihnen sollen beide Seiten 
ihre Einfuhrzölle für den gesamten 
Handel und die nicht-tarifären Han-
delsbeschränkungen über eine be-
stimmte Zeitstrecke hinweg Schritt 
für Schritt abbauen und einen rezi-
proken Freihandel nach den Regeln 
der WTO vereinbaren (s. Abb. S. 30).

Der zweite Weg gilt den ärmsten Ent-
wicklungsländern, auch den neun 
LDC außerhalb der AKP-Gruppe. 

Ihnen wurde vorweg schon ein Prä-
ferenzabkommen (»Everything but 
Arms« – EBA) angeboten, in dem die 
EU sich verpflichtet, allen Export-
produkten der LDC mit Ausnahme 
von Waffen und Munition zollfreien 
Zugang zu den EU – Märkten zu ge-
währen. Die EU gestattete sich selbst 
Übergangsfristen, soweit es Zucker, 
Reis und frische Bananen angeht. 106 
Die EBA-Initiative der EU wurde von 
AKP-Ländern kaum genutzt, weil EBA 
besonderen Ursprungsregeln über 
national notwendige Wertschöpfung 
unterliegt, die weit strenger sind als 
die des aktuellen Cotonou-Abkom-
mens. 

Auch die LDC unter den AKP-Staaten 
können sich den im Cotonou Vertrag 
vorgesehenen regionalen Freihan-
delszonen (den EPAs) anschließen. 
Sie verlieren dabei allerdings die 
Nicht-Reziprozität der Handelsbe-
ziehung mit der EU, und damit ihre 
Zolleinkünfte. Das stellt sie vor die 
unmögliche Wahl zwischen nicht-re-
ziproken Handelsbeziehungen mit 
der EU und regionaler Integration 
mit den Nachbarstaaten.

Ein Land wie Mosambik etwa ist von 
seiner Geographie her darauf an-
gelegt, Dienstleistungen für be-
nachbarte Staaten wie Simbabwe, 
Sambia, Malawi und Swaziland zu 
erbringen, insofern ein substantiel-
ler Teil von deren Ex- und Importen 
über mosambikanische Häfen und Ei-
senbahnlinien transportiert und ver-
schifft werden.  2001 trugen Trans-
port und Kommunikation 16 Prozent 
zum Bruttoinlandsprodukt Mosam-
biks bei. Die Verdienste von Arbeits-
migranten in den Nachbarländern 
trugen weitere 5,6% zum BIP bei. 107 
Das Einkommen aus diesen regiona-
len Dienstleistungen war bis 2001 
weit größer als das Einkommen aus 
den mosambikanischen Warenexpor-
ten.  In der Periode 1996-2000 be-

Gefährdet die EU die regionale Einheit der SADC?

106 www.europa.
eu.int/comm/trade/
miti/devel/eba.htm
107 Economist 
Intelligence Unit, 
Mozambique. Country 
Profile 2003: 33



42

108 Ebenda, 2003: 53
109 Christopher Stevens 

und Jane Kennan, 
2004

trugen die durchschnittlichen Ein-
kommen aus exportieren Waren pro 
Jahr etwa 270 Millionen US$, wäh-
rend die exportierten Dienstleistun-
gen im Jahresschnitt 350 Millionen 
US$ einbrachten.  Diese Situation 
wurde erst 2001 durch die Megapro-
jekte Südafrikas geändert (Alumini-
umhütte und Gasausbeutung).  Sie 
verdoppelten den Wert der Waren-
exporte und brachten die Dienstleis-
tungsbilanz ins Defizit (Zinszahlun-
gen). 108

Also liegt die Erwartung nahe, dass 
sich Mosambik auf jeden Fall für die 
regionale Integration entscheidet. 
Das heißt, dass das EBA Angebot 
der EU nicht in Anspruch genom-
men wird, es heißt auch, dass die EU 
von einem Land wie Mosambik, wo 
das BIP pro Einwohner 193 US $ im 
Jahr beträgt, erwartet, dass es seine 
Märkte dem Freihandel mit der über-
mächtigen EU öffnet.

Selbst wenn Mosambik sich gegen 
die regionale Integration entschei-
den sollte und darauf baut, aus dem 
EBA-Angebot der EU große Vorteile 
ziehen zu können, müßte das Land 
gegenüber allen Nachbarländern, 
die ein Freihandelsabkommen mit 
der EU abschließen, verstärkte Zoll-
kontrollen aufbauen, um aus den ei-
genen Importzöllen gegenüber EU 
Waren noch Einkommen gewinnen zu 
können.  Das impliziert den Ausbau 
eines bürokratischen Apparates, der 
viel kostspieliger werden kann als die 
Zolleinnahmen aus den Importen aus 
der EU – einmal abgesehen vom im-
pliziten regionalpolitischen Schaden 
und den Verlusten seines Dienstleis-
tungssektors.  Selbst wenn die Frei-
handelsregeln so geändert würden, 
dass Mosambik Mitglied eines regi-
onalen Freihandelsabkommens mit 
der EU werden könnte, ohne seine 
Märkte gegenüber der EU nach Ab-
lauf von 12 Jahren vollständig öff-

nen zu müssen, bliebe es bei den er-
höhten bürokratischen Kosten eines 
verstärkten Zollkontrollsystems. Das 
kann sich Mosambik eigentlich gar 
nicht leisten.  Das EBA Angebot der 
EU an Länder wie Mosambik ist daher 
völlig nutzlos und keine akzeptable 
Alternative.

6.5   Optionen für die 	
Region des Südlichen Afrika

Botswana, Namibia, Lesotho und 
Swaziland (BLNS) sind als Mitglie-
der der SACU schon direkt vom Frei-
handelsabkommen der EU mit Süd-
afrika betroffen. Die Güter, die von 
der Handelsliberalisierung ausge-
nommen wurden, sind von Südaf-
rika schon längst bestimmt. Welches 
SADC Mitglied auch immer mit den 
BLNS zusammen über ein EPA mit der 
EU verhandelt, hätte also 
•	 entweder das Ergebnis des EU-SA 
Freihandelsabkommens mit allen Ta-
rifsenkungsplänen und Zeittafeln zu 
übernehmen oder
•	 zu akzeptieren, dass die BLNS 
Mitglieder in zwei separaten und un-
terschiedlichen reziproken Handels-
abkommen mit der EU sind, einmal 
in eigenem Namen und einmal auf-
grund des TDCA.

Die erste Option ist nahezu unmög-
lich: das Freihandelsabkommen Süd-
afrikas mit der EU begann im Jahr 
2000 und zieht sich bis 2012 hin. 
Wenn die EPAs in Kraft treten sollen, 
Anfang 2008, hätten die Mitglieder 
eines SACU EPAs nur noch vier Jahre 
Zeit, um alle Import Zolltarife auf 
Null zu fahren.

Bei der zweiten Option müßten sich 
die anderen SADC Staaten mit schwe-
ren Grenzkontrollen gegen alle EU 
Waren schützen, die über das EU-SA 
Freihandelsabkommen in die SACU 
eingeführt worden sind, aber nicht 

zollfrei in die anderen SADC Staa-
ten dürfen.  Diese schweren Grenz-
kontrollen innerhalb einer Region, 
die selber die regionale Integration 
beschlossen hat, wäre nur notwen-
dig, weil die EU ein ausschließli-
ches Freihandelsabkommen mit Süd-
afrika unter Nicht-Berücksichtigung 
aller anderen regionalen Staaten ge-
schlossen hat.  Diese inner-regiona-
len Zollstationen führen den Wunsch 
nach regionaler Integration der 
SADC ad absurdum.

Die anderen SADC Staaten erhoffen 
sich ein günstigeres Freihandelsab-
kommen mit der EU als das, was die 
EU mit Südafrika abgeschlossen hat, 
schon allein aus dem Grund, weil 
sie eine andere Wirtschaftsstruktur 
als Südafrika haben. Sie wollen des-
halb nicht zusammen mit den SACU 
Staaten über ein EPA verhandeln. Sie 
haben sich daher der COMESA ange-
schlossen.

Angola, Mosambik und Tanza-
nia brauchen eigentlich kein Frei-
handelsabkommen mit der EU 
abzuschließen, weil sie zu der EBA-
Gruppe gehören.  Das heißt, sie 
brauchen EU Güter nicht zollfrei in 
ihre Länder lassen, können aber ihre 
Exporte zollfrei in die EU transpor-
tieren. Umso mehr Grund hätten die 
drei LDC, die Grenzen gegenüber den 
BLNS dicht zu machen, weil die EU 
Exporte zollfrei auf BLNS- und süd-
afrikanische Märkte gelangen.  Ste-
vens und Kennan 109 machen deut-
lich, dass es für Angola, Mosambik 
und Tanzania ökonomisch wenig Sinn 
macht, zusammen mit den BNLS ein 
Handelsabkommen mit der EU aus-
zuhandeln.  Das TDCA zwischen der 
EU und Südafrika hat die politischen 
Optionen der BLNS und der SADC 
stark schrumpfen lassen; der politi-
sche Spielraum der SADC Mitglieder, 
eigene Lösungen für ihre Probleme 
zu finden, ist durch die Intervention 
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der EU zu sehr beengt worden.  Vor 
allem sieht es so aus, als wären die 
Ländergruppen, die jetzt EPAs mit 
der EU aushandeln, wie zufällig zu-
sammengewürfelt.  Über Jahrzehnte 
gewachsene Regionen, die auch ge-
ografisch nahe beieinander liegen, 
werden dagegen aufgebrochen. Wel-
che Optionen gibt es derzeit für die 
Länder des Südlichen Afrika?

Angesichts der Tatsache, 
•	 dass der intra-Comesa Handel 
stagniert, weil Devisenmangel die 
größte aller vorhandenen nicht-ta-
rifären Barrieren im intra-regionalen 
Handel darstellt;
•	 dass die SACU nur eine Fortset-
zung alter struktureller Dependen-
zen ist;
•	 dass die BNLS-Staaten keine 
freie Hand bei EPA-Verhandlungen 
mit der EU haben, weil die EU schon 
über ihre Köpfe hinweg ihre »terms 
of trade« im TDCA mit Südafrika be-
schloß;
•	 dass die SADC sich in einer Exis-
tenzkrise befindet, weil der geschlos-
sene Freihandelsvertrag konträr zum 
Prinzip der ausgewogenen Entwick-
lung zu gegenseitigem Nutzen ist, 
weil der intra-SADC Handel stark zu 
Gunsten Südafrikas verzerrt ist und 
weil die TDCA und SACU Abkommen 
die SADC nicht berücksichtigte 
•	 dass SACU Handelsabkommen 
mit der EFTA, USA, Mercosur, Indien 
und China aushandelt und SADC In-
teressen dabei ignoriert;
•	 dass die Ostafrikanische Gemein-
schaft völlig verunsichert über ihre 
Zukunft ist, weil die EU sich wei-
gerte, mit ihr über ein EPA zu ver-
handeln, 
wäre eine Option, dass sich die 
SADC, SACU, COMESA und EAC ohne 
die EU, die Weltbank, externe Kon-
sultoren usw.  zusammensetzen und 
gemeinsam beraten, wie sie die obi-
gen Probleme lösen wollen und eine 
gemeinsame Verhandlungsposition 

gegenüber der EU, den USA usw 
einnehmen können.  Das wäre dann 
sinnvoll, wenn alle bisherigen Ab-
kommen kritisch darauf überprüft 
werden, ob sie dem Ziel einer genuin 
afrikanischen Entwicklungsstrategie 
angemessen sind und die politische 
Gestaltungsfreiheit der Länder des 
Südlichen Afrika erhöhen. Mögliche 
Optionen sind:
a)  Alle SADC Staaten, die nicht in 
der SACU sind, verhandeln zusam-
men mit der COMESA über ein EPA 
mit der EU und lassen die BLNS-
Staaten allein, ohne Rücksicht auf 
die regionalen Integrationsansätze 
des Südlichen Afrika zu nehmen. Die 
Gruppierung, die mit der EU ein EPA 
vereinbart, wird von der EU für die 
nächsten Jahrzehnte als »ein ein-
ziger Markt« behandelt.  Das hieße, 
dass die SADC für die EU zukünftig 
nicht mehr existiert. Selbst wenn die 
ehemaligen Mitglieder der SADC ver-
suchen würden, eine Art politische 
Organisation zu bleiben, so wäre 
ihnen doch der wirtschaftliche Kern 
für eine regionale Integration ab-
handen gekommen. Das EU Konzept 
eines auf Handel zentrierten »offe-
nen Regionalismus« 110 hätte gesiegt 
über das alte SADC Konzept von Ent-
wicklungsintegration, das von Afri-
kanern für Afrikaner, nicht aber für 
die EU konstruiert wurde.  Das ur-
sprüngliche SADC Konzept, die regi-
onalen Produzenten zu unterstützen 
(etwa durch den Ausbau von Infra-
struktur im Verkehrs- und Kommuni-
kationsbereich), und dadurch auch 
Wachstum und Handel zu stärken, 
würde einem Handelsliberalismus 
zum Opfer fallen, der sich in keine 
Entwicklungspolitik integrieren will. 
– Die BLNS übernehmen das TDCA 
zwischen EU und Südafrika, da sie 
Mitglied in einer Zollgemeinschaft 
sind, und handeln Sondervergüns-
tigungen bzgl. der Rindfleisch- und 
Zuckerprotokolle aus.  Einzelne Mit-

glieder der SADC könnten sich dann 
überlegen, ob sie sich der SACU an-
schließen wollen, weil sie ohnehin 
schon »captive markets« Südafrikas 
sind. Aber das hieße, dass sich das 
alte koloniale Konzept struktureller 
Abhängigkeit und Ausbeutung aller 
Nachbarstaaten vom dominanten 
Südafrika durchgesetzt hätte.
b)  Das Freihandelsabkommen der 
EU mit Südafrika wird abgeschafft 
und Südafrika verhandelt zusammen 
mit allen SADC Staaten über ein kol-
lektives EPA mit der EU.  In diesem 
EPA hätten alle darauf zu achten, 
dass Ursprungs- und Kumulationsre-
geln zugunsten regionaler Integra-
tion gestaltet würden. 111 Das würde 
die Gefahr einer Disintegration der 
SADC beseitigen und dem Konzept 
einer regionalen Entwicklungsinte-
gration eine zweite Chance geben, 
falls das bisherige SADC Freihan-
delsabkommen einer gründlichen 
Revision mit dem Ziel einer ausge-
wogenen regionalen Handelsbilanz 
unterzogen würde.  Nur unter dem 
Blickwinkel neo-liberaler Globalisie-
rung könnte es als rational angese-
hen werden, dass Südafrika den Rest 
der Region in seine Wertschöpfungs- 
und Vermarktungsketten integriert, 
bevor dies die EU tut. Dabei wäre es 
konzeptionell konsequent, die SACU 
ganz aufzulösen und die SADC Ent-
wicklungsintegration noch einmal 
neu zu gestalten, ohne neo-libera-
len Überbau und unter Vermeidung 
der Gefahr, dass der Freihandel die 
ungleichen Partner polarisiert und 
die regionale Entwicklungsintegra-
tion verhindert. Es hätte für Südaf-
rika den Vorteil, dass es sich nicht 
länger durch die EU-Strategie vom 
Rest des Kontinents isoliert fände. 

Das wäre eine optimale, aber poli-
tisch unwahrscheinliche Lösung: die 
EU und Südafrika würden nicht zu-
stimmen.

110 Das Ziel der Cross 
Border Initiative  
bzw. des RIFF von  
EU und Weltbank
111 Der Schaden, den 
die EU regionaler 
Integration angetan 

hat, indem sie 
unterschiedliche 
Ursprungs- und 
Kumulationsregeln 
für Südafrika, die 
afrikanischen LDCs 
und die afrikanischen 
AKP-Staaten mittlerem 
Einkommens diktierte, 
ist tiefgreifend. Siehe 
auch Flatters, Frank, 
Queens University, 
Canada 2002:,  
vgl. G. Wellmer 
(2000), aao.,  
S. 65–67

Gefährdet die EU die regionale Einheit der SADC?
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Die Kommission in Brüssel hat bis-
her nicht überzeugend darstellen 
können, in wiefern das von ihr ge-
forderte Freihandelsregime tatsäch-
lich und im konkreten Detail die Ent-
wicklung ihrer »Partner« in Afrika 
fördern hilft. Das bisherige Konzept 
der EU wird
•	 den Raum für Politikgestaltung 
reduzieren, den die AKP-Länder 
brauchen, um lokale und regionale 
Lösungen für die Entwicklung ihrer 
Volkswirtschaften zu finden und die 
Armut in ihren Ländern kontinuier-
lich zu beseitigen,
•	 zu erheblichen Verlusten in den 
Staatseinnahmen von AKP-Ländern 
führen,
•	 zu signifikanter De-Industriali-
sierung und zunehmender Arbeitslo-
sigkeit in AKP-Ländern führen,
•	 dem ursprünglichen SADC Kon-
zept einer regionalen Integration 
durch Entwicklung endgültig den 
Abschied geben zugunsten einer rei-
nen Marktintegration, die zu neuer 
regionaler und innenpolitischer Po-
larisierung führt,
•	 den globalen europäischen Kon-
zernen noch mehr Kontrolle und 
Rechte über die afrikanischen Volks-
wirtschaften geben.

Kofi Annan ließ den Regierungs-
chefs der AKP-Staaten mitteilen: 
»Ein wichtiges Thema ist die Wirkung 
einer von den EPAs gestalteten Han-
delsliberalisierung auf das Steuer-
aufkommen. Viele Ihrer Länder sind 	
von den Zolltarifen als einer Haupt-
quelle für Staatseinnahmen abhän-
gig.  Die Aussicht auf fallende Re-
gierungseinnahmen, in Verbindung 
mit fallenden Rohstoffpreisen und 
immensen Auslandsschulden be-
lastet Ihre Länder mit einer schwe-
ren Bürde. Sie droht, Ihre Kapazität 
zu behindern, die Milleniums Ent-
wicklungsziele zu erreichen.« 112 Die 
Entwicklungskomponente der EPAs 
steckt nicht im Kern des von der EU 
geforderten Freihandels, sondern – 
wenn überhaupt – im Kapitel über die 
entwicklungspolitische Zusammen-
arbeit.  Die beiden Kapitel der EPAs 
– Handel und Entwicklung – sind bis-
her nicht integriert, sie laufen neben 
einander her. Eine Untersuchung des 
parlamentarischen Komitees zur in-
ternationalen Entwicklung in Lon-
don kam zu dem Schluß, dass die 
Rolle des Entwicklungskommissariat 
im EPA-Verhandlungsprozeß minimal 
ist.  Die Parlamentarier befürchten, 
dass der Aspekt der Armutsbekämp-
fung im Handelskapitel untergehen 
könnte, wenn die beiden Kapitel der 
wirtschaftlichen Partnerschaft nicht 
besser aufeinander Bezug nehmen. 

Die bisherigen Ansätze der Koordi-
nierung zeigen keine Wirkung.  Die 
Entwicklungspläne planen nicht die 
Verbesserung der handelsrelevanten 
Kapazitäten der AKP-Staaten und die 
Entwürfe zum künftigen Handelsre-
gime sind so merkantilistisch, dass 
die bisherigen Handelsregeln keine 
positive Wirkung auf das Ziel der Ar-
mutsbekämpfung haben werden. 

Die KOSA steht zu ihren Anregungen 
aus den Jahren 1999 und 2000. 113 

Sie sieht verschiedene Alternativen 
zu einem Freihandelsregime nach 
Artikel XXIV des GATT, unter anderem 
indem man eben diesen Artikel im 
Falle eines Abkommens zwischen un-
gleichen Handelspartnern aus Nord 
und Süd mit Sonderklauseln zwecks 
Förderung des wirtschaftlich schwä-
cheren Partners ändert. Eine andere, 
zusätzliche Möglichkeit ist eine ent-
wicklungsfreundliche Umgestaltung 
der Ursprungsregeln und Kumu-
lationsregeln sowie der SPS Maß-
nahmen, um die Entstehung neuer 
nicht-tarifärer Handelshemmnisse 
mit protektionistischem Charakter 
zu beenden. 

Freihandel ist kein Beitrag 
zur Armutsbeseitigung7

112 Rede von K.Y. 
Amoako, ECA, 4. 

Gipfeltreffen der AKP 
Regierungschefs, 23. 

Juni 2004, in Maputo
113 terre des hommes, 

KOSA, weed 1999:
Memorandum: 62–64 
sowie Wellmer 2000: 

107–110



45
Im Einzelnen lassen sich folgende 
Anregungen ableiten:

1. Zur GAP-Reform der EU
•	 Die Partnerländer in der AKP-
Gruppe sollten den Zeitplan und den 
Endpunkt der Reduzierung der EU-
Binnenmarktpreise frühzeitig erfah-
ren, damit sie diese Daten in ihre 
eigenen mittelfristigen Investitions-
planungen und Handelsstrategien 
integrieren können;
•	 Die EU sollte ihre GAP-Reform 
in den für die AKP wichtigen Präfe-
renzsektoren so verlangsamen, dass 
es den vom Verlust ihrer Präferen-
zen betroffenen AKP-Staaten eine 
»sanfte Landung« und Zeit für eine 
Restrukturierung ihrer Agrarproduk-
tion erlaubt;
•	 Die EU sollte den Staaten, die 
ihre Zuckerrohrproduktion einstellen 
müssen, Finanzhilfen für eine Trans-
formation ihrer exportorientierten 
Produktion gewähren;
•	 Die EU sollte den Abbau ihrer ei-
genen Exportsubventionen im Be-
reich Rindfleisch, Rübenzucker und 
Milchprodukte sofort durchführen 
und nicht noch weitere 10 Jahre hin-
auszögern; falls sie dazu nicht bereit 
ist, muß sie den AKP-Staaten gestat-
ten, Schutzmaßnahmen gegen im-
port surges und dumping durch EU-
Exporteure vorzunehmen;
•	 Die EU sollte eine volle Rezipro-
zität in der Handelsliberalisierung 
des Agrarsektors erst dann von den 
AKP-Staaten verlangen, wenn sie 
selbst alle handelsverzerrenden EU-
Subventionen beseitigt hat.  Zu die-
sem Zweck sollte die EU es zulassen, 
dass in der WTO ihre in die green box 
und blue box verschobenen Subven-
tionen daraufhin untersucht werden, 
ob sie tatsächlich den Handel nicht 
mehr verzerren.

•	 Die AKP-Staaten, die keine LDC 
sind, dennoch aber EPAs unter den 
Bedingungen des aktuellen Mandats 
der Kommission nicht unterschrei-
ben wollen, sollten nicht weniger 
Marktzugang zu EU-Märkten erhal-
ten, als sie dies jetzt haben. Sofern 
sie Protokollstaaten sind, sollten sie 
davon Nutzen tragen, solange sich 
dies ökonomisch noch für sie rech-
net.

2. Ursprungs- und Kumulations
regeln
•	 Die EU sollte ihre Ursprungsre-
geln entsprechend der jetzigen Pro-
duktions- und Handelsmuster aktu-
alisieren.  In einer Zeit, in der ein 
Drittel des Welthandels innerhalb 
von Weltkonzernen und ein zwei-
tes Drittel zwischen Weltkonzernen 
stattfindet, ist eine auf nationalen 
Ursprung ausgerichtete Handelsre-
gel ziemlich obsolet geworden.
•	 Falls der EU tatsächlich an regio-
naler Integration gelegen ist, sollte 
sie die Kumulationsregeln wesent-
lich großzügiger als bisher fassen.

3. Reziprozität
•	 Der Fortschritt reziproker Han-
delsliberalisierung sollte vom Fort-
schritt in der Armutsreduzierung in 
den AKP-Staaten abhängig gemacht 
werden.

4. Singapurthemen
•	 Die EU sollte respektieren, dass 
diese (bis auf trade facilitation) auf 
der WTO-Ebene schon von den Ent-
wicklungsländern abgelehnt wurden. 
Es stimmt, dass die Entwicklungs-
länder noch immer Schwierigkeiten 
haben, ihre Verpflichtungen aus der 
Uruguayrunde umzusetzen.  Warum 
also diese ständige Überforderung?

5. Nicht tarifäre Handelsbarrieren
•	 Mit Blick auf sanitäre und phyto-
sanitäre Standards sollte die EU die 
Standards nicht höher setzen als sie 
von den zuständigen internationa-
len Instituten schon gesetzt werden. 
Den AKP-Staaten muss zugestanden 
werden, dass sie gegenüber den For-
derungen der EU Kosten-Nutzen-
Analysen machen müssen, um sicher 
zu gehen, dass die von der EU ver-
langten Investitionen tatsächlich für 
die eigene Entwicklung langfristig 
nützlich sind.  In den meisten AKP-
Staaten muss die Infrastruktur für 
Abwassersysteme, Veterinärstatio-
nen, biologische und biochemische 
Konstrollinstanzen usw. mithilfe von 
EU-Geldern massiv ausgeweitet und 
aufgebaut werden, bevor die EU-An-
sprüche auf Nahrungsmittelsicher-
heit erfüllt werden können. 

6. Everything But Arms
Für die vielen afrikanischen LDC sind 
EBAs als Alternative zu Freihandel 
erst dann nützlich,
•	 wenn EBAs mit völlig neuen und 
aktualisierten Ursprungs- und Ku-
mulationsregeln ausgestattet wer-
den, 
•	 wenn sie einher gehen mit bes-
serer und höherer Entwicklungshilfe 
und einer substantiellen Schulden-
streichung,
•	 wenn sie nicht länger von der 
EU kurzfristig und einseitig wideru-
fen werden können, sondern bei der 
WTO den status von »bound rates« 
erhalten oder sonst vertragsmäßige 
Sicherheit für Investoren anbieten.
•	 Im Kontext autonomer regiona-
ler Integration afrikanischer Staaten 
sind EBAs nicht sinnvoll.

Freihandel ist kein Beitrag zur Armutsbeseitigung



46

Der EU Bevollmächtigte für Handel 
in der Prodi Ära, Pascal Lamy, un-
terstrich immer: zusätzliche Han-
dels- und Investitionsmöglichkeiten 
durch regionale Abkommen, beglei-
tet von ehrgeizigeren Regulierun-
gen als sie auf multilateraler Ebene 
möglich sind, können wie ein Pfad-
finder für spätere Liberalisierung 
und Regulierungen innerhalb der 
größeren Mitgliedschaft des multi-
lateralen System’ der WTO funktio-
nieren. Er forderte deshalb von den 
AKP-Staaten das »WTO-Plus«, damit 
es die Mühe lohnte, überhaupt mit 
einer Gruppe von Staaten zu verhan-
deln, die nur 2 Prozent des Welthan-
dels bewegen. 

Es ist interessanter zu fragen, ob 
EPAs den AKP-Staaten das entschei-
dende Plus geben, mit dem sie sich 
aus der Armut befreien können.  In 
diesem Sinne sind die abschließen-
den Anregungen zu verstehen, wie 
man Entwicklung in handelspoli-
tische Vereinbarungen einbringen 
kann. Es reicht nicht, immer nur zu 
behaupten, ein Freihandelsregime 
ergänze hervorragend die Struktu-

ranpassungs- bzw.  die Armutsbe-
kämpfungsprogramme der Weltbank. 
Für die AKP-Staaten könnte ein WTO-
Plus in den EPA-Verhandlungen hei-
ßen, dass EPAs nicht ausschließlich 
Freihandelsabkommen sein müssen, 
sondern dass EPA-Regulierungen die 
Entwicklung der AKP-Staaten be-
günstigen und dies die Doha Ent-
wicklungsrunde der WTO beeinflußt, 
wie z.B.:
•	 dass die EU alle Exportsubventi-
onen im Agrar- und Nahrungsmittel-
Handel mit den AKP streicht;
•	 dass die EU auf der WTO-Ebene 
bis 2010 alle arbeitsintensiv ge-
fertigten Exportprodukte von AKP-
Staaten und anderen Entwicklungs-
ländern im Rahmen der MFN Tarife 
auf nicht mehr als 5 Prozent senkt/
bindet;
•	 dass die EU Staaten die Dienst-
leistungen der AKP-Staaten für 
eine begrenzte Zeit so weit in An-
spruch nehmen, dass die Zahl der im 
Dienstleistungssektor Beschäftigten 
um zusätzlich ein Prozent pro Jahr 
steigt;
•	 dass die EU ihre Ursprungs- und 
Kumulationsregeln in den EBA Ab-

kommen mit den LDCs radikal ver-
einfacht, so dass es sich bezahlt 
macht, EBAs im EU Handel tatsäch-
lich zu nutzen; dasselbe gilt für die 
EPAs;
•	 dass die EU akzeptiert, dass AKP-
Staaten sich institutionell, personell 
und finanziell die Implementierung 
mancher WTO- und EU-Regulierun-
gen derzeit nicht leisten können 
(TBT, SPS, RoO);
•	 dass die Singapur Themen, wel-
che die EU nur als quid pro quo 
für die Einführung der Landwirt-
schaft auf die Tagesordnung der DDA 
brachte, bei bilateralen EPA-Ver-
handlungen keine Rolle spielen;
•	 dass der Artikel XXIV GATT mit 
SDT ausgestattet wird, um faire Er-
gebnisse in regionalen Abkommen 
zwischen ungleichen Partnern er-
folgreicher gewinnen zu können 
– eine Forderung der KOSA in 2000 
und der AKP in 2003.

Die multilateralen 	
Verhandlungen im Bezug 	
auf die bilateralen EPAs

»If we succeed with the Europeans here, but fail in Geneva, we fail.  
And if we succeed under the Doha development agenda and we fail  

in Europe, we fail. We need to win in both arenas.« 

HE Mr.Edwin Laurent, Ambassador of St Lucia 114 

114 ACTSA, ENIASA, 
MWENGO (2002),  

p. 27

8
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AMU	 Union des arabischen Maghreb
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ARoO (WTO)	 Übereinkunft zu Ursprungsregeln
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BLNS	 Botswana, Lesotho,Namibia, Swaziland
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CARICOM	 Karibische Gemeinschaft
CBI (EU,WB)	 Initiative Grenzüberschreitung
CBP (US)	 Zoll- und Grenzschutz
CEMAC	 Wirtschafts- u. Währungsgemeinschaft 	

Zentralafrikas (früher UDEA)
CHT	 Wechsel im Tarifsystem
c.i.f.	 Kosten, Versicherung, Fracht
CMO (EU)	 Organisationen des Gemeinsamen 	

Marktes der EU
COMESA	 Gemeinsamer Markt des Östlichen und 

Südlichen Afrika (früher PTA)
CONSAS	 Staaten Konstellation (Apartheidszeit)
CPA	 Cotonou Partnerschaftsabkommen
CRNM	 Regionales Verhandlungssystem Karibik
CSE	 Schätzung der Verbraucherunterstützung
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CVM (WTO)	 Zollerhöhungen als Gegengewicht
DDA (WTO)	 Die Doha Entwicklungsagenda
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ECA (UNO)	 VN Wirtschaftskommission für Afrika
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EIB (EU)	 Europäische Entwicklungsbank
EPA (EU)	 Wirtschaftspartner Abkommen 
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LDC	 Unterentwickelte, arme Länder
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MTS	 Multilaterales Handelssystem
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NGQ	 National garantierte Quote
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TRIM	 Handelsbezogene Investitionsmaßnahme
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UEMOA	 Westafrik. Wirtschafts/ Währungsunion
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UNDP	 Entwicklungsprogramm der VN
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Abb. 2  Wirtschaftliche Gruppierungen Afrikas 
Quelle: UN Africa Recovery, Vol 16, No. 2–3, September 2002 (jetzt Africa Renewal); New York
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